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Hinweis: 

Die Gesetz- und Verordnungsblätter sowie die Sammlung aller 
geltenden Gesetze und Verordnungen des Landes NW (SGV. NW.) 
stehen im Intranet des Landes NW zur Verfügung. 

Im Innenministerium ergibt sich der Zugang von der Homepage aus 
über das Befehlsfeld "Gesetze Erlasse". 

Von anderen Ressorts aus erfolgt der Zugang über "Externe 
Informationsangebote, Ressortübergreifende Informationen" und 
unter Landesrecht "Gesetz- und Verordnungsblatt". 

Die Gesetz- und Verordnungsblätter sowie die Sammlung aller 
geltenden Gesetze und Verordnungen des Landes NW (SGV. NW.) 
werden auch im Internet angeboten. 

Der Zugang ergibt sich über die Homepage des Innenministeriums 
NRW (Adresse: http://www.im.nrw.de) und dort über das Befehls­
feid "Gesetze, Verordnungen, Erlasse". 

Die Sammlung aller geltenden Gesetze und Verordnungen des 
Landes NW (SGV. NW.) wird in der 2. Jahreshälfte 1998 auch als 
CD-ROM angeboten. 
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1112 
.. Zweite Verordnung 

zur Anderung der Kommuna~wahlordnung 
Vom 8. Juni 1998 

Aufgrund des § 51 des Kommunalwahlgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. August 1993 (GV. 
NW. S. 521), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. Mai 
1998 (GV. NW. S. 384), und des § 96 Abs. 1 Satz 3 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen vom 21. Dezember 1976 (GV. NW. S. 438), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. November 1994 
(GV. NW. S. 1064), wird verordnet: 

Artikel I 

Die Kommunalwahlordnung (KWahlO) vom 31. August 
1993 (GV. NW. S. 592, 967), geändert durch Verordnung 
vom 19. Dezember 1995 (GV. NW. S. 1262), wird wie folgt 
geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht erhalten die §§ 32 und 76 bis 78 
folgende Fassung: 

,,§ 32 Stimmzettel und Umschläge 
§ 76 Funktionsbezeichnungen 
§ 77 Wahlkosten 
§ 78 Feststellung von Bevölkerungszahlen und der 

Zahl der Wahlberechtigten". 

2. In der Anlagenübersicht werden im Text zu Anlage 27 
die Wörter "höchsten Teilungszahlen" durch die 
Wörter "zuzuteilenden Sitze" ersetzt. 

3. In § 3 Nr. 8 werden die Wörter "bei gleicher Höchst­
zahl im Verhältnisausgleich (§ 33 Abs. 2 Satz 3 des 
Gesetzes)" ersetzt durch die Wörter "bei gleichen 
Zahlenbruchteilen im Verhältnisausgleich (§ 33 Abs. 2 
Satz 4 des Gesetzes)". 

4. In § 13 Abs. 2 Satz 1 wird der Punkt am Ende durch 
ein Komma ersetzt und folgende Nummer 8 angefügt: 
,,8. gegebenenfalls den Hinweis, daß der Stimmbezirk 
in eine repräsentative Wahlstatistik (§ 50 Abs. 2 des 
Gesetzes) oder eine wahlstatistische Auszählung (§ 50 
Abs. 4 des Gesetzes) einbezogen ist und mit Stimmzet­
teln gewählt wird, die mit Unterscheidungsbezeich­
nungen nach Geschlecht und Geburtsjahresgruppen 
versehen sind." 

5. In § 20 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 
"Bei Erteilung des Wahlscheines im automatisierten 
Verfahren kann anstelle der eigenhändigen Unter­
schrift der Name des beauftragten Bediensteten aus­
gedruckt werden." 

6, In § 31 Abs. 4 werden nach dem Wort "Angaben" die 
Wörter "mit Ausnahme der Staatsangehörigkeit" 
eingefügt. 

7. § 32 wird wie folgt geändert: 
a) In der Überschrift wird das Wort "Wahlbriefum­

schläge" durch das Wort "Umschläge" ersetzt, 

b) Absatz 3 Satz 3 erhält folgende Fassung: 
"Die Unterscheidungsbezeichnungen nach § 23 
Abs. 2 des Gesetzes legt das Innenministeriwn 
fest." 

8. § 33 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 
"Hat ein im Wahlbezirk vorgeschlagener Bewerber in 
dem genannten Zeitraum seine Wählbarkeit verloren 
und ist für ihn ein Ersatzbewerber nicht vorgesehen, 
so ist die Wahlbekanntmachung um den Hinweis zu 
ergänzen, daß der Bewerber zwar nicht in die Vertre­
tung berufen werden kann, die auf den Wahlvor­
schlag entfallenden Stimmen jedoch für die Vertei­
lung der Sitze nach § 33 des Gesetzes berücksichtigt 
werden," 

9. § 57 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird gestrichen. 

b) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden Absätze 2 
bis 4. 

c) In Absatz 3 (neu) wird dem bisherigen einzigen 
Satz folgender Satz vorangestellt: 
"In Wahlbezirken, die gemäß § 5 Abs. 1 des 
Gesetzes in mehrere Stimmbezirke eingeteilt sind, 
dürfen Wahlvorstände von Stimmbezirken, die an 
der repräsentativen Wahlstatistik (§ 50 Abs. 2 des 
Gesetzes) oder an wahlstatistischen Auszählungen 
(§ 50 Abs. 4 des Gesetzes) teilnehmen, nicht mit der 
Feststellung des Briefwahlergebnisses für Stimm­
bezirke beauftragt werden, .die daran nicht teil­
nehmen." 

10. § 61 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter "gleicher 
Höchstzahl (§ 33 Abs. 2 Satz 3 des Gesetzes)" durch 
die Wörter "gleichen Zahlenbruchteilen (§ 33 
Abs. 2 Satz 4 des Gesetzes)" ersetzt. 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
,,(4) Die den Parteien und Wählergruppen zuzutei­
lenden Sitze (Absatz 3 Satz 1 Nr. 7) werden 
errechnet, indem unter Verwendung eines Musters 
nach Anlage 27 deren jeweilige Stinunenzahl mit 
der maßgeblichen Ausgangszahl für die Sitzvertei­
lung vervielfacht und durch die Gesamtzahl der 
zugrundezulegenden Stimmen geteilt wird. Jedem 
Wahlvorschlag werden zunächst so viele Sitze 
zugeteilt, wie ganze Zahlen auf ihn entfallen. Die 
Restsitze werden in der Reihenfolge der höchsten 
Zahlenbruchteile zugeteilt." 

11. § 64 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden in Satz 1 die Wörter "oder 
verliert ein im Wahlbezirk vorgeschlagener Be­
werber seine Wählbarkeit" und in Satz 3 die 
Wörter "oder des nicht mehr wählbaren" gestri­
chen. 

b) Absatz 5 wird durch folgende Absätze 5 und 6 
ersetzt: 
.. (5) Findet die Nachwahl wegen des Todes eines 
Wahlbezirksbewerbers statt, so haben die für die 
Hauptwahl erteilten Wahlscheine für die Nach­
wahl keine Gültigkeit. Sie werden von Amts wegen 
ersetzt. § 20 Abs. 4 ist anzuwenden. Neue Wahl­
scheine werden nach den allgemeinen Vorschriften 
erteilt. Wahlbriefe mit alten Wahlscheinen, die 
beim Gemeindedirektor eingegangen sind, werden 
von diesem gesammelt und unter Beachtung des 
Waf4geheimnisses vernichtet. 

(6) Findet die Nachwahl statt, weil die Wahl 
infolge höherer Gewalt oder aus sonstigem Grund 
nicht durchgeführt werden konnte, so behalten die 
für die Hauptwahl ausgestellten Wahlscheine für 
die Nachwahl Gültigkeit. Absatz 5 Satz 4 gtlt 
entsprechend. " 

12. In § 72 Abs. 7 werden nach dem Wort "Angaben" die 
Wörter "mit Ausnahme der Staatsangehörigkeit" 
eingefügt. 

13. In § 74 werden unter § 61 nach den Wörtern ,,§ 33 
Abs.5 Satz 1" die Wörter "und 2" eingefügt. 

14. In § 75 b Abs. 6 werden die Wörter "Absatz 1 Satz 2" 
ersetzt durch die Wörter "Absatz 2 Satz 2". 

15. Im Abschnitt XII. Allgemeine Vorschriften wird fol­
gender neuer § 76 eingefügt: 

,,§ 76 Funktionsbezeichnungen 

Die Funktionsbezeichnungen dieser Verordnung wer­
den in weiblicher oder männlicher Fonn geführt." 

16. Der bisherige § 76 wird § 77. 

17. Die bisherigen §§ 77 und 78 werden in § 78 zusammen­
gefaßt, der folgende Fassung erhält: 

"§ 78 Feststellung von Bevölkerungszahlen und der 
Zahl der Wahlberechtigten 

(1) Die Bevölkerungszahlen gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1, 
§ 4 Abs. 2 Satz 3 und § 15 Abs. 2 Satz 3 des Gesetzes 
richten sich nach der vom Landesamt für Datenverar­
beitung und Statistik halbjährlich fortgeschriebenen 
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Hevölkerungszahl, welche 18 Monate vor Ablauf der 
\Vahlzeit veröffentlicht ist. Als Bevölkerungszahl des 
Wahlbezirks (§ 15 Abs. 2 Satz 3 des Gesetzes) gilt die 
Zahl, die sich aus der Teilung der Bevölkerungszahl 
des Wahlgebiets durch die Zahl der Wahlbezirke 
ergibt. 

(2) Die Zahl der Wahlbereehtigten gemäß § 16 Abs. 1 
dl~s Gesetzes ist zum letzten Halbjahresstichtag, der 
HI Monate vor Ablauf der Wahlzeit liegt, nach dein 
Melderegister zu ermitteln. Die Feststellung der Zahl 
der Wahlberechtigten bei der Ennittlung der Wahl­
ergebnisse (§ 61 Abs. 3 Nr. 1) bleibt unberührt." 

18. § 80 erhält folgende Fassung: 

.,§ 80 Wahlstatistik 

(1) Erhebungsmerkmale für die Statistik naeh § 50 
Abs. 2 Satz 1 Buchstabe a des Gesetzes sind Wahl­
scheinvermerk, Beteiligung an der Wahl, Geburtsjah­
re·sgruppe und Geschlecht sowie Kreis und Gemeinde. 
E:rhebungsmerkmale für die Statistik nach § 50 Abs. 2 
Satz 1 Buchstabe b des Gesetzes sind abgegebene 
Stimme, ungültige Stimme, Geburtsjahresgruppe und 
Geschlecht sowie Kreis und Gemeinde. Hilfsmerkmal 
für beide Erhebungen ist der Stimmbezirk. 

(2) Die Erhebung nach § 50 Abs. 2 Satz 1 Buchstabe a 
dl~s Gesetzes wird von den Gemeinden, in denen 
ausgewählte Stimmbezirke liegen, unter Auszählung 
dl~r Wählerverzeichnisse durchgeführt. Das Ergebnis 
wird dem Landesamt für Datenverarbeitung und 
Statistik getrennt für die einzelnen Stimmbezirke 
übermittelt. 

(3) Die Erhebung nach § 50 Abs. 2 Satz 1 Buchstabe b 
des Gesetzes wird unter Verwendung von Stimmzet­
teln gemäß § 23 Absatz 2 des Gesetzes durchgeführt. 
Der Gemeindedirektor leitet die Wahlniederschriften, 
deren Anlagen sowie die vom Wahlvorsteher überge­
benen verpackten und versiegelten Stimmzettel der 
für die Erhebung ausgewählten Stimmbezirke unge­
öffnet zur Auswertung an das Landesamt für Daten­
v,~rarbeitung und Statistik weiter, das diese Unterla­
gen nach der Auswertung unverzüglich zuruckzusen­
d~m hat. Eine Gemeinde mit einer Statistikdienst­
stelle, die die Voraussetzungen des § 32 Abs. 2 
Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen erfüllt, kann 
die Auswertung der Stimmzettel selbst in der Stati­
stikdienststelle vornehmen; in diesem Falle teilt der 
Gemeindedirektor dem Landesamt für Datenverar­
beitung und Statistik die Ergebnisse getrennt für die 
einzelnen Stimmbezirke mit. 

(4) Die Wahlberechtigten in den ausgewählten 
Stimmbezirken sind in der Wahlbenachrichtigung 
darauf hinzuweisen, daß ihr Stimmbezirk in eine 
I'E~präsentative Wahlstatistik einbezogen ist, bei der 
di.e Stimmzettel nach Geschlecht und Geburtsjahres­
gruppen gekennzeichnet sind. Im Wahllokal ist ferner 
durch einen Aushang auf die repräsentative Wahlsta­
tistik hinzuweisen. 

(5) Briefwähler sind nur dann in die repräsentative 
~'ahlstatistik oder in wahlstatistische Auszählungen 
einzubeziehen, wenn die Feststellung des Briefwahl­
ergebnisses durch den Wahlvorstand eines daran 
tE·ilnehmenden Stimmbezirks erfolgt. Wählerver­
zeichnisse und gekeIUlZeichnete Stimmzettel dürfen 
ni.cht zusammengeführt werden. 

(6) Für wahlstatistische Auszählungen, die Gemein­
dtm gemäß § 50 Abs. 4 des Gesetzes durchführen, 
gelten die Absätze 1, 2, 3 Satz 1 und Absatz 4 ent­
sprechend. 

(7) Ergebnisse für eine Gemeinde dürfen nur im Falle 
des § 50 Abs. 4 des Gesetzes veröffentlicht werden. 

(8) Für die AUSZählung der Stimmen und die Feststel­
lung des Ergebnisses sind die vom Landesamt für 
Datenverarbeitung und Statistik im Einvernehmen 
mit dem Innenministerium festgelegten Vordrucke zu 
verwenden. §§ 54, 55 und 61 Abs. 1 finden entspre­
chende Anwendung." 

19. Die Anlage 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe der Größe 
,,(bis zu 23,5 x 13,5 cm = DlN B 6IDL)" 
wird geändert in 
,,(bis zu 235 x 125 mm = DIN B 6IDL)". 

b) Unter dem Text auf der linken Seite des Formblat­
tes wird in einer Freizeile über dem Wort "Absen­
der" die Fußnote ,,~)<I eingefügt, deren Wortlaut 
wie folgt unter dem Formblatt einzuordnen ist: 

,,~) Wird ein Stimmbezirk in die repräsentative 
Wahlstatistik oder in wahlstatistische Auszäh­
lungen einbezogen, ist die Wahlbenachrichti­
gung wie folgt zu ergänzen: "Hinweis: In Ihrem 
Stimmbezirk wird bei der Wahl der Stadtver­
tretung/Kreisvertretung mit nach Altersgrup­
pen und Geschlecht gekennzeichneten Stimm­
zetteln gewählt. Dies dient der repräsentativen 
Wahlstatistik.; das Wahlgeheimnis wird ge­
wahrt." In Stimmbezirken, deren Briefwahler­
gebnis vom Briefwahlvorstand festgestellt 
wird, werden dem ersten Satz die Wörter ,,(gilt 
nicht für die Briefwahl)" angefügt." 

c) Die bisherie:en Fußnoten ,,~)" und ,,8)" werden die 
Fußnoten "l')" und ,,')". 

20. In Anlage 3 wird die Angabe der Größe ("bis zu 23,5 x 
13,5 cm = DIN B 6/DL) ') ')" geändert in ,,(bis zu 235 x 
125 mm = DlN B 61DL) ') ')" 

21. Die Anlage 26 a wird wie folgt geändert: 
In Abschnitt rv Nr. 5 werden in Absatz 1 und Ab­
satz 6 jeweils die Wörter "nach dem d'Hondt'schen 
Höchstzahlverfahren" durch die Wörter "nach dem 
Verfahren der mathematischen Proportion" sowie in 
Absatz 2 Satz 1 und Absatz 7 Satz 1 jeweils die Wörter 
"bei gleicher Höchstzahl" durch die Wörter "bei 
gleichen Zahlenbruchteilen " ersetzt. 

22. Die Anlage 26 b wird wie folgt geändert: 

In Abschnitt II werden in Nummer 6 Satz 1 und in 
Nummer 7 Satz 3 jeweils die Wörter "nach dem 
d'Hondt'schen Höchstzahlverfahren" durch die Wör­
ter "nach dem Verfahren der mathematischen Pro­
portion" sowie in Nummer 6 Satz 2 und Nummer 7 
Satz 6 jeweils das Wort "Höchstzahlen" durch das 
Wort "Zahlenbruchteile" ersetzt. 

23. Die Anlage 27 wird mit neuer Überschrift durch die 
beiliegende Anlage ersetzt. 

Artikel II 
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 

in Kraft. Sie findet erstmals auf die nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung durc;hzuführenden allgemeinen Kom­
munalwahlen Anwendung; für bis dahin stattfindende 
einzelne Neuwahlen und Wiederholungswahlen gelten 
die Vorschriften in der bisherigen Fassung. 

Düsseldorf, den 8. Juni 1998 

Der Innenminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Franz-Josef Kniola 



Berechnung der zuzuteilenden Sitze 

Anlage 27 

Zu § 61 Abs. 4 Satz 1, § 74 KWahlO 

Wahl zur Vertretung der Gemeinde - des Kreises') ____________ _ 

Erste Ausgangszahl: Sitze 

Lfd. I Partei IStimmenzahl 
Nr. Wählergruppe 

1 

2 

3 

4 

usw. 

Zweite Ausgangszahl: Sitze 

Lfd. 
Nr. 

Partei IStimmenzahl 

I 

~ 

1 

2 

3 

~ 4 
.... USW. 
<0 
<0 

'" !Jl 

'" '" 

Wählergruppe 

~ I) Nicht Zutreffendes streichen. 

Ausgangszahl 
(Zahl der 

Sitze) 

x ____ _ 

Ausgangszahl 
(Zahl der 

Sitze) 

x'-___ _ 

der kreisfreien Stadt') ______________ _ 

des Stadtbezirks') _______________ _ 

Gesamt­
stimmen­

zahl 

Gesamt­
stimmen­

zahl 

= 

Anteil 

Anteil 

Sitze nach 
ganzen 
Zahlen 

Sitze nach 
ganzen 
Zahlen 

Sitze nach 
dem größten 

Rest 

Sitze nach 
dem größten 

Rest 

Erste 
Zuteilungs­

zahl 

Zweite 
Zuteilungs­

zahl 

Sitze aus 
Wahl­

bezirken 

Sitze aus 
Wahl­

bezirken 

Sitze aus der 
Reserveliste 

Sitze aus der 
Reserveliste 

W 
<0 
Cl> 

~ 
ro 

I' 
§ 
c-

I 
~ 
~ 
[ 

I 
~ 
~ 
I 

~ 
~ 
m 

~ 
~ 
~ 

;: 
g. 
~ 

'" '" m 



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 26 vom 15, Juni 1998 397 

1112 
610 

Berichtigung .. 
des Zweiten Gesetzes zur Anderung 

des Kommunalwahlgesetzes vom 12. Mai 1998 
(GV. NW. S. 384) 

1. In Artikel 1 Nummer 11 ist in § 50 Abs. 2 Satz 6 das 
Wort "Wahlbezirk" durch das Wort "Stimmbezirk" zu 
ersetzen. 

2, In Artikel Ir ist im ersten Satz das Wort "Kommunal­
wahlgesetz" durch das Wort "Kommunalabgabenge­
setz" zu ersetzen. 

- GV. NW. 1998 S. 397. 

Haushaltssatzung 
undl Bekanntmachung der Haushaltssatzung des 

Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 
für das Haushaltsjahr 1998 

Vom 10. Juni 1998 

1. Haushaltssatzung 
Auf Grund der §§ 7 und 23 der Landschaftsverbands­
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fa.ssung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV. NW. S. 657), zuletzt geändert am 17. Dezember 
1997 (GV. NW. S. 458), in Verbindung mit §§ 77ff. der 
Gt~meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV. NW. S. 666), zuletzt geändert am 17. Dezember 
1997 (GV. NW. S. 458), hat die Landschaftsversamm­
lung des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe mit 
BE~schluß vom 13. Februar 1998 folgende HaushaItssat­
zung erlassen: 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushalt jahr 1998, der die 
für die Erfüllung der Aufgaben des Landschaftsver­
bandes Westfalen-Lippe voraussichtlich eingehenden 
Einnahmen, zu leistenden Ausgaben und notwendigen 
Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 

im Verwaltungshaushalt 
in der Einnahme auf 
in der Ausgabe auf 

im Vennögenshaushalt 
in der Einnahme auf 
in der Ausgabe auf 

festgesetzt. 

§ 2 

4 631 094 500,- DM 
4 631 094 500,- DM 

622 748 200,- DM 
622 748 200,- DM 

n?r Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme im 
Ha.ushaltsjahr 1998 zur Finanzierung von Ausgaben im 
Vf~nnögenshaushalt (für Investitionen und Investi­
tionsförderungsmaßnahmen) erforderlich ist, wird auf 
49912050,- DM festgesetzt. 

§ 3 

D,er Gesamtbetrag der Verpflichtungsennächtigungen, 
der zur Leistung von Investitionsausgaben und Ausga­
bE~n für Investitionsförderungsmaßnahmen in künfti­
gm Jahren erforderlich ist, wird auf 286939700,- DM 
festgesetzt. 

§4 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Haus­
haltsjahr 1998 zur rechtzeitigen Leistung von Ausga­
ben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
400000000,- DM festgesetzt. 

§ 5 

Die nach § 22 der Landschaftsverbandsordnung zu 
erhebende Landschaftsumlage wird auf 17,5% der.für 
das Haushaltsjahr 1998 geltenden Bemessungsgrundla­
gen festgesetzt. Die Umlage ist in Monatsbeträgen 
jeweils zum 15. eines Monats zu zahlen. 

§ 6 

L Die im Stellenplan als künftig wegfallend (kw) 
bezeichneten Stellen dürfen nach Ausscheiden der 
jetzigen StelleninhaberlStelleninhaberinnen nicht 
wieder besetzt werden. 

2. Wird einem Beamten/einer Beamtin ein Amt mit 
höherem Endgrundgehalt verliehen, so kann der 
Beamte/die Beamtin mit Rückwirkung von höch­
stens 3 Monaten in die höhere Planstelle eingewie­
sen werden, soweit der Beamte/die Beamtin wäh­
rend dieser Zeit die Obliegenheiten des verliehenen 
oder eines gleichartigen Amtes tatsächlich wahrge­
nommen hat und die Planstelle, in die er/sie einge­
wiesen wird, besetzbar war. 

3. Im übrigen gelten die Bestimmungen zur Durchfüh­
rung der Haushaltssatzung. 

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushalts­
jahr 1998 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 23 
Abs. 2 der Landschaftsverbandsordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit § 79 Abs. 5 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
dem Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfa­
len als Aufsichtsbehörde mit Schreiben vom 30. 3. 1998 
angezeigt worden. 

Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme in der Zeit 
vom 18. Juni bis 26. Juni 1998 im Landeshaus, Münster, 
Freiherr-vom-Stein-Platz 1, Zimmer-Nr. 295, öffent­
lich aus, und zwar jeweils montags bis donnerstags von 
8.30 Uhr bis 15.30 Uhr und freitags bis 12.30 Uhr. 

Es wird darauf hingewiesen, daß eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Landschafts­
verbandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 

a} eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekanntgemacht worden. 

c) der Direktor des Landschaftsverbandes hat den 
Beschluß der Landschaftsversammlung vorher be­
anstandet oder 

d) der Fonn- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
dem Landschaftsverband vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Münster, den 10. Juni 1998 

Der Direktor 
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 

i. V. 
Sudbrock 

- GV. NW. 1998 S. 397. 
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